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Beachte 

Anwendbar auf Streitbeilegungsbeschwerden hinsichtlich Streitfragen in einem Zusammenhang mit 
Einkommen oder Vermögen, das in einem Besteuerungszeitraum, der am oder nach dem 1. Jänner 2018 
beginnt, erwirtschaftet wird. 

Text 

2. Abschnitt 

Geschäftsordnung 

Geschäftsordnung 

§ 43. (1) Die österreichische zuständige Behörde hat sich mit den zuständigen Behörden der anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten über eine Geschäftsordnung für den Beratenden Ausschuss zu verständigen. 

(2) Die österreichische zuständige Behörde hat die Geschäftsordnung elektronisch oder physisch zu 
unterschreiben und die Unterschrift der zuständigen Behörden der anderen betroffenen Mitgliedstaaten 
einzuholen. 

(3) Die österreichische zuständige Behörde hat der betroffenen Person innerhalb der Frist von 
120 Tagen (§ 39) Folgendes zu übermitteln: 

 1. die unterschriebene Geschäftsordnung, 

 2. ein Datum, bis zu dem die Stellungnahme zur Lösung der Streitfrage abzugeben ist und 

 3. Angaben zu allen anwendbaren Bestimmungen des nationalen Rechts der betroffenen 
Mitgliedstaaten und allen anwendbaren Abkommen oder Übereinkommen. 
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Anschließend hat sie der bzw. dem Vorsitzenden die Geschäftsordnung und einen geeigneten Nachweis 
über die erfolgte Übermittlung der Geschäftsordnung an die betroffene Person zu übermitteln. 

(4) Das Bundesfinanzgericht hat aufgrund der Beschwerde der betroffenen Person festzustellen, dass 
ein rechtswidriger Zustand besteht, weil die österreichische zuständige Behörde die Übermittlung der 
Geschäftsordnung innerhalb der Frist gemäß Abs. 3 unterlassen hat und der betroffenen Person die 
Geschäftsordnung nicht bereits durch die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden des Beratenden 
Ausschusses gemäß § 45 Abs. 1 oder 2 übermittelt worden ist. Die österreichische zuständige Behörde hat 
unverzüglich diesen rechtswidrigen Zustand zu beenden. § 283 BAO ist sinngemäß anzuwenden. 
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